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den, um unter anderem den Haushalt für Böhmen verabschieden zu können. Dies 
war aufgrund der Blockadepolitik der deutschnationalen Parteien seit 1907 nicht 
mehr möglich gewesen. Thuns Bemühungen um einen Ausgleich scheiterten kurz 
vor Ausbruch des Ersten Weltkriegs am Widerstand der deutschnationalen Kreise. 
Um den Haushalt trotzdem zu retten, ließ Thun vom Kaiser eine Verwaltungs­
kommission einsetzen (so genannte St. Annenpatente vom 26. Juli 1913). 

Nach Ausbruch des Krieges forderte die österreichische Heeresführung Thuns 
Absetzung und griff ihn mit dem Vorwurf wiederholt scharf an, gegen die angeblich 
antiösterreichische Einstellung der Tschechen nicht radikal genug vorgegangen zu 
sein. Auch die reichsdeutsche Diplomatie und die deutschnationale Presse agitierten 
aus denselben Gründen erneut gegen ihn. Anlass für seinen Rücktritt waren jedoch 
gesundheitliche Probleme. 

Wenige Monate vor seinem Tod sagte Thun 1916 in einem politischen Prozess 
gegen den jungtschechischen Politiker Karel Kramář zu dessen Gunsten aus. 
Zuvor schon hatte er als Ministerpräsident mit dem Jungtschechen Josef Kaizl, 
Finanzminister in seinem Kabinett, eng zusammengearbeitet. Thun erscheint somit 
als ein politischer Akteur, der sich unermüdlich für Kooperation über die nationale 
Grenze hinweg und für einen Kompromiss zum gemeinsamen Wohl von Deutschen 
und Tschechen einsetzte. Sehr deutlich tritt in Galandauers Buch der negative Ein­
fluss der Deutschnationalen hervor, die wiederholt Schuld am Scheitern der 
Ausgleichsverhandlungen trugen. Galandauers Blick auf seinen Protagonisten ist 
durch Empathie gekennzeichnet, wodurch es seiner Studie gelingt, das schlechte 
Image, das der böhmische Adel im tschechischen Nationaldiskurs hat, zu korrigie­
ren. Deutlich wird nämlich, dass Thun ein verantwortungsbewusster, aufrichtiger 
und um die Verbesserung des allgemeinen Wohles bemühter Politiker 'war. 

Wo liegen die Schwächen des Buches? Gelegentlich entsteht der Eindruck, dass 
Galandauer Thun für seine außerparlamentarischen Maßnahmen (dieser bediente 
sich wiederholt des Paragrafen 14 der Dezemberverfassung, um Gesetze zu erlassen) 
über Gebühr in Schutz nimmt. Leider fehlt der Darstellung in der Einleitung eine 
Fragestellung, die einzelnen Kapitel hätten zum Teil straffer strukturiert werden 
können. Ferner gibt es kleine sachliche Fehler, etwa wenn im Klappentext davon 
gesprochen wird, dass Thun seit 1913 Fürst gewesen sei; im Text wird dagegen rich­
tig 1911 genannt. Diese schmälern aber nicht den Wert dieser interessanten Dar­
stellung, die über eine bloße Lebensgeschichte weit hinaus geht. 

Münster Stefan Lehr 

Die Protokolle des österreichischen Ministerrates 1848-1867. Abt. IV: Das Ministe­
rium Rechberg. Band 2: 6. März 1860 bis 16. Oktober 1860. Bearbeitet und eingelei­
tet von Stefan Malfer. 

öbv, Wien 2007, LXIX + 525 S. 

Die Ministerkonferenz bzw. der Ministerrat unter dem Grafen Johann Bernhard von 
Rechberg und Rothenlöwen hatte in den Jahren 1859 bis 1861 die nach der Nieder­
lage gegen Frankreich und Sardinien-Piemont aus vielen Gründen ungewöhnlich 
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schwierige Aufgabe zu lösen, die materielle und formelle Verfassung des österreichi­
schen Kaiserstaats neu zu fundieren. Der „Neoabsolutismus" des 1830 geborenen 
jungen Kaisers Franz Joseph und seines militärischen und bürokratischen Apparats 
war in eine Krise gekommen, die kaum leichter war als die im Zeitalter Napoleons 
und dann in der Revolution von 1848/50. Der Staatshaushalt kam aus seinem tiefen 
Defizit nicht heraus, der Staat wurde in der Finanzwelt als nicht vertrauenswürdig 
eingestuft, die Untertanen waren bestenfalls apathisch und oft geradezu feindselig 
eingestellt. Der Verlust der Lombardei und von Österreichs italienischen Satelliten­
staaten hatte die Lage in Italien nicht vereinfacht und in Ungarn noch prekärer ge­
macht, stand doch zu befürchten, dass sich Kaiser Napoleon III. der magyarischen 
Unabhängigkeitsbestrebungen (und vielleicht auch der verschiedener anderer Völker 
des Habsburgerreiches) ebenso annehmen könnte wie der italienischen. Mit den 
deutschen Bundesgenossen war kaum ernsthaft zu rechnen, nachdem Preußen den 
Deutschen Bund aus dem „Italienischen Krieg" herausgehalten und Österreichs 
Schwächung die kleindeutsche Nationalbewegung mit neuen Hoffnungen erfüllt 
hatte. Das an sich nahe liegende Heilmittel einer Konstitutionalisierung des Reiches 
stellte gleichzeitig eine tödliche Gefahr für seine Einheit dar. Besonders in Bezug auf 
die Magyaren, die ihrerseits mit separatistischen Bestrebungen konfrontiert waren, 
musste eine stabile Lösung gefunden waren. Noch dringender war die Wieder­
herstellung der finanziellen Handlungsfähigkeit der Regierung. 

Der hier zu besprechende zweite von drei vorgesehenen Bänden der Abteilung IV 
der Protokolle des österreichischen Ministerrats 1848-1867 (Ministerium Rechberg) 
wurde von Stefan Malier ebenso mustergültig ediert wie der vier Jahre zuvor erschie­
nene Band 1 (Bohemia 47 [2006/07] 2, S. 483-485). In seinem Mittelpunkt steht der 
Weg zum „Oktoberdiplom" von 1860, einem ersten Versuch, dem Kaiserstaat eine 
Konstitution zu geben, wobei diese weder „parlamentarisch" noch „dualistisch" sein 
sollte. Die Personen, deren Willensäußerungen hier dokumentiert werden, waren 
sich in vielem uneinig und doch zur Zusammenarbeit gezwungen. Diese Situation 
ermöglichte es dem jungen Kaiser, die Hauptlinie der Politik zu bestimmen, oder 
umgekehrt, nahm dem Ministerium (dessen namengebender Chef offenbar nur ge­
ringe Führungsqualitäten besaß) die Chance, zu einem starken einheitlichen Wil­
len zu kommen. Die Exponenten der drei vorgeschlagenen Konzeptionen steuerten 
letztlich verschiedene Ziele an. Für einen Föderalismus der Kronländer, der der alten 
Aristokratie die wichtigsten Positionen bewahren sollte, stand der Minister für Kul­
tus und Unterricht Graf Thun, für einen bürokratischen Zentralismus der Innen­
minister Graf Agenor Goluchowski (der Ältere), für einen liberalen Konstitutionalis­
mus die Finanzminister Brück und sein Nachfolger Plener. Jede Seite konnte triftige 
Argumente für ihre Position anführen: Der multinationale Staat könne nicht zentra-
listisch regiert werden und müsse es doch, wenn er Großmachtpolitik betreiben wolle. 
Der Status einer Großmacht beruhe auf finanzieller Leistungsfähigkeit und Kredit­
würdigkeit, die beide ohne eine Konstitution, das heißt ein Parlament, das kein Schein­
parlament war, nicht zu haben seien. Dafür reiche der 1860 einberufene „Verstärkte 
Reichsrat", der kein Parlament sein und doch wie eines wirken sollte, nicht aus. 

Zwar war bis zu dem nach der Niederlage des Kaiserstaats im „Deutschen Krieg" 
1866 verhandelten „Ausgleich" mit Ungarn die Auseinandersetzung mit den Be-
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strebungen der magyarischen Führer das zentrale Problem der kaiserlich-könig­
lichen Politik. Doch blieben auch die Länder der Wenzelskrone und deren Probleme 
nicht unbeachtet. Gerade der Versuch, durch eine gewisse „Selbstverwaltung" der 
Kronländer und ihrer Untereinheiten die Kosten der zentralstaatlichen Verwaltung 
zu reduzieren, machte sie immer wieder zum Gegenstand der hier dokumentierten 
Verhandlungen. Dank des detaillierten Registers lassen sich die entsprechenden 
Stellen leicht finden; die meisterliche Einleitung Malfers erhellt dem Leser die 
Hintergründe. 

Protokolle wie diese sind bei allen ihrer Natur eigenen Grenzen für das Ver­
ständnis der Politik unentbehrlich. Dem unter heutigen Bedingungen der Wissen­
schaftsfinanzierung fast unmöglich erscheinenden Unternehmen dieser großartigen 
Edition ist ein zügiger Fortgang und gute Vollendung zu wünschen. 

Tübingen Bernhard Mann 

Pokorný, Jiří/Velek, Luboš/Velková, Alice (Hgg.): Nacionalismus, společnost a kultu­
ra ve střední Evropě 19. a 20. století. Pocta Jiřímu Kořalkoví k 75. narozeninám 
[Nationalismus, Gesellschaft und Kultur in Mitteleuropa im 19. und 20. Jahrhundert. 
Jiří Kořalka zu Ehren seines 75. Geburtstags]. 

Karolinum, Praha 2007, 443 S. 

Mit dem vorliegenden, von Jiří Pokorný, Luboš Velek und Alice Velková herausge­
gebenen Sammelband hat der Leser eine dem tschechischen Historiker Jiří Kořalka 
zum 75. Geburtstag gewidmete Festschrift vor sich. Eingeleitet wird sie mit einem 
kurzen biografischen Abriss des Geehrten, gefolgt von einer Bibliografie seiner 
Arbeiten aus den Jahren 2001 bis 2005 (S. 13-22). Dieses umfangreiche Schriften­
verzeichnis ist in fünf Gruppen unterteilt: selbständige Arbeiten, Mitarbeit an 
Sammelbänden, wissenschaftliche Beiträge und Artikel, kleinere Beiträge und Zeit­
schriftenartikel, Rezensionen und Literaturnachrichten. Im Anschluss daran folgt 
eine Übersicht der Rezensionen zu Kořalkas grundlegendsten Werken (S. 22-25). 

Entsprechend der zahlreichen Forschungsinteressen Kořalkas umfasst auch die 
Festschrift ein weites Themenfeld: Die 24 deutsch-, tschechisch- und englischspra­
chigen Beiträge sind in die fünf Kernbereiche Kořalkas wissenschaftlicher Arbeit 
gegliedert: Der erste Teil (S.29-118) ist dem Problem „Nationen und Nationa­
lismus" gewidmet; Teil zwei (S. 121-283) beschäftigt sich mit dem Gebiet „Moderner 
Staat und Gesellschaft"; der dritte Teil des Bandes (S. 287-328) setzt sich mit der 
„Arbeiterklasse und Arbeiterbewegung" auseinander, der folgende (S. 331-382) mit 
„Politische^] Kultur zwischen Tradition und Moderne". Der abschließende fünfte 
Teil (S. 385-440) untersucht die Problematik „Kultur und Bildung" anhand deut­
scher und tschechischer Fallbeispiele. 

Etwas abweichend von diesem Themenkanon schreibt Catherine Horel über das 
Spannungsverhältnis zwischen sozialer Einheit und nationaler Vielfalt am Beispiel 
des „Budapester Proletariats 1867-1914" (S. 287-299). Auch Walter Lukans Aufsatz 
(S. 217-283), in dem dieser „die politische Meinung der slowenischen Bevölkerung 
1917/18 im Spiegel der Zensurberichte des Gemeinsamen Zentralnachweisbureaus 


